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2. INTERNATIONALER HANDEL 
D ER WIRTSCHAFTSAUFSCHWUNG in Asien und die Dynamik der amerikanischen Volkswirtschaft kurbelten im Zeitraum 1999-2000 den internationalen Handel an. Die meisten armen Länder profitierten jedoch nicht von dieser Aufhellung. 
Nach dem Scheitern der Ministerkonferenz von Seattle begannen die WTO-Mit-
gliedsstaaten mit den bereits vorher vorgesehenen sektoriellen Verhandlungen. 
Dabei geht es hauptsächlich um die Fortsetzung der Liberalisierung der Land-
wirtschaft und der Dienstleistungen. Ausserdem prüfen die Mitglieder die 
Umsetzung des Abkommens über handelsbezogene Aspekte am geistigen Eigen-
tum (TRIPs) und befassen sich mit der Revision einiger Bestimmungen. Die 
Gespräche kommen nur langsam voran. Mehrere Länder, darunter die Schweiz, 
suchen nach einem Konsens, der es ermöglichen würde, anlässlich der vierten 
Ministerkonferenz Ende 2001 eine breite Verhandlungsrunde zu starten. 
Daneben überprüfte die WTO auch die Handelspolitik der Schweiz. Die Teilneh-
mer sprachen sich für eine raschere Liberalisierung der Landwirtschaft aus. Die 
schweizerische Delegation erinnerte an die Bemühungen, die in diesem Bereich 
bereits geleistet wurden, sowie an die Multifunktionalität der Landwirtschaft. 
Schliesslich hielt die UNCTAD im Berichtsjahr in Bangkok ihre zehnte Vierjah-
restagung ab. Die Diskussionen ermöglichten eine Annäherung der Positionen 
des Südens und des Nordens. 
2.1. E N T W I C K L U N G DES INTERNATIONALEN HANDELS 
Nach der Verlangsamung von 1998 zog das Wachstum der Wirtschaftstätigkeit 
erneut an. Im Jahr 1999 legte die weltweite Produktion volumenmässig um 2,5%, 
der Handel um 5% zu (siehe Tabelle Nr. 8). Diese Entwicklung ist auf den Auf-
schwung in Asien und das anhaltend kräftige Wachstum in Nordamerika zurück-
zuführen. Im Jahr 2000 nahm die weltweite Produktion real um über 4%, der 
Handel um über 10% zu. Die steigende Wachstumsrate des internationalen Han-
dels erklärt sich vor allem aus der Beschleunigung des Handelsverkehrs der 
Europäischen Union, der mehr als doppelt so viel wie im Vorjahr beträgt und 
deutlich über dem Durchschnitt des vergangenen Jahrzehnts liegt (6,5%). 
Tabelle 8: Volumenmässiger Anstieg der Weltwarenproduktion und der 
Weltwarenexporte 1990-99 (jährliche Variationen in Prozenten) 
1990-99 1996 1997 1998 1999 
Warenexpor te 6.5 6.0 10.5 5.0 5.0 
Warenprodukt ion 2.0 3 0 4.5 1.5 2.5 
Anmerkung: Die weltweite Warenproduktion umfasst weder das Baugewerbe noch die Dienstleistungen. 
Insofern unterscheidet sich das Aggregat vom BIP. 
Quelle : WTO, Statistiques du commerce international 2000, Tabelle I.1, S. 21. 
187 
JA
H
R
ES
Ü
BE
R
SI
C
H
T 
Das WTO-Sekretariat führt die Beschleunigung des Handels in den Jahren 1999— 
2000 vor allem auf den Anstieg der Produktion und der Kapitalströme zurück1. 
Während des letzten Jahrzehnts betrug das volumenmässige Wachstum der welt-
weiten Warenexporte über das Dreifache der Zunahme der Produktion. Diese 
Differenz veranschaulicht die Intensivierung der internationalen Arbeitsteilung. 
Die Vereinigten Staaten profitierten von Auslandskapitalzuflüssen in Rekord-
höhe, welche das amerikanische Leistungsbilanzdefizit finanzierten und die Auf-
sehen erregende Expansion der amerikanischen Importe begünstigte. Allerdings 
kann das weltweite Wachstum nicht endlos stimuliert werden2. 
Die wertmässigen Warenausfuhren weltweit betrugen im Jahr 1999 5470 Milli-
arden Dollar, 3,5% mehr als 1998 (siehe Tabelle Nr. 9). Laut WTO gingen die 
Preise der international gehandelten Güter 1999 um 1,5% zurück. Die steigenden 
Treibstoffpreise wurden durch einen neuen Preisrückgang der Agrargüter und der 
Fertigwaren mehr als wettgemacht. 
Die weltweiten kommerziellen Dienstleistungsexporte verzeichneten einen 
Zuwachs von 1,5% und erreichten 1999 1350 Milliarden Dollar. Der Reise-
dienstleistungsverkehr legte um 2% zu und pendelte sich bei 440 Milliarden 
Dollar ein, während die Exporte der Transport- und der übrigen kommerziellen 
Dienstleistungen nur um 1% anstiegen. Im Vergleich zu 1990 haben die Dienst-
leistungsausfuhren wertmässig um jährlich 6% - etwas mehr als die Warenex-
porte - zugenommen.3 
Tabelle 9: Wertmässiger Anstieg der weltweiten Exporte von Waren und 
kommerziellen Dienstleistungen (in Milliarden Dollar und Prozenten) 
Wert Jährliche Änderungen 
(in Mia. $) (in Prozenten) 
1999 1990- 99 1997 1998 1999 
Waren 5470 5.0 3.5 - 2 . 0 3.5 
Kommerzie l le Dienst le istungen 1350 6.0 4.0 1.0 1.5 
Anmerkung: Die Angaben über die Exporte von kommerziellen Dienstleistungen und über die Warenexporte 
sind nicht direkt miteinander vergleichbar, hauptsächlich weil sich erstere aus den Zahlungsbilanzstatistiken 
und letztere aus den Zollstatistiken ergeben. 
Quelle: WTO, Statistiques du commerce international 2000, Tabellen I.3 und I.4, S. 22, und Communiqué de 
presse vom 24. November 2000, S. 2 (Prozente für 1999 angepasst). 
Aus der Prüfung der sektoriellen Entwicklung des internationalen Handels geht 
hervor, dass der wertmässige Austausch von Brennstoffen, Bürogeräten, Tele-
kommunikationsausrüstungen und Fahrzeugen 1999 rasch zugenommen hat. 
Dagegen war der wertmässige Austausch von Grundprodukten (mit Ausnahme 
der Brennstoffe), Textilien, Stahl und Eisen rückläufig4. Die Unterschiede sind -
ausser bei den Fertigwaren, die einen leichten Preisrückgang verzeichneten, und 
beim Erdöl, dessen Kurs ab März 1999 in die Höhe schnellte - grösstenteils auf 
Preisschwankungen zurückzuführen. In diesem Zusammenhang ist jedoch auch 
1. WTO, Statistiques du commerce international 2000, S. 1-3. 
2. Für 2001 rechnet die WTO mit einer Wachstumsrate des internationalen Handels von rund 7%. Die 
Expansion würde also weniger rasch vonstatten gehen. Siehe auch «2001, l'année du ralentissement 
de la croissance mondiale», Le Temps, 13. Dezember 2000. 
3. WTO, Statistiques du commerce international 2000, S. 6, und Communiqué de presse vom 24. 
November 2000, S. 2. 
4. WTO, Statistiques du commerce international 2000, S. 4-6. 
188 
der abrupte Preiseinbruch vom Vorjahr zu bedenken. Der Durchschnittspreis von 
1999 entsprach jenem des Zeitraums 1990-975. Im Jahr 2000 setzte sich die 
Hausse bis im Herbst fort. 
Der Weltmarkt für Grundprodukte (ausgenommen Erdöl) verspürte 1999 die 
letzten Nachbeben der Asienkrise6. Das UNCTAD-Sekretariat erklärt im Bericht 
Rapport sur le commerce et le développement, dass ungeachtet der leicht anzie-
henden Nachfrage die Preise wegen der grossen aufgelaufenen Lagerbestände 
und wegen der übermässigen Zunahme der Produktion von Grundprodukten in 
der Regel weiter gesunken sind7. Der globale Preissturz von 14% im Jahr 1999 
drückte den Preisindex der Grundprodukte (ausser Erdöl) auf den niedrigsten 
Stand seit 1985. Der Einbruch erfasste die meisten Produkte ; besonders hart traf 
er die Kakao- und Zuckerkurse (-32% bzw. -30%) sowie die Preise von Leder 
und Häuten (-28%). Der Kurs für pflanzliche Öle, Baumwolle und Kaffee sank 
um 23%. Glücklicherweise scheint das Wellental jetzt durchschritten zu sein. 
Die Preisentwicklung kam den erdölexportierenden Ländern zugute, während 
die meisten Länder, die Brennstoffe importieren und Rohstoffe exportieren, eine 
drastische Verschlechterung der Handelsrelationen hinnehmen mussten. Zu letz-
terer Kategorie gehören in der Regel die Niedriglohnländer sowie die am wenig-
sten entwickelten Länder. 
2.2. DIE W E L T H A N D E L S O R G A N I S A T I O N (WTO) N A C H SEATTLE 
• Umstrittene Bilanz 
Nach dem Scheitern der dritten Ministerkonferenz von Seattle (30. November-3. 
Dezember 1999) fragten sich Beobachter, wer als Sieger und wer als Verlierer zu 
bezeichnen sei. Diese Frage löste lebhafte Auseinandersetzungen aus. 
Das Redaktionsteam von Cyclope 2000 unter der Leitung von Philippe Chalmin 
hielt dazu fest, die grossen Verlierer des Fiaskos von Seattle seien die Länder 
der Dritten Welt, weil nun die Reduzierung der Zollsätze in westlichen Ländern 
zu Gunsten der am wenigsten entwickelten Länder sowie die Reduzierung der 
Zollspitzen und der Textilkontingente und auch die Liberalisierung des Agrar-
handels mehrere Jahre in Verzug gerieten ; zum Lager der Sieger, so Cyclope 
2000, gehörten alle alten Herstellungsindustrien des Nordens, für die bei einer 
grösseren Marktöffnung alles auf dem Spiel stand. Von den WTO-Gegnern und 
allen NRO, die Seattle belagert und anschliessend triumphiert hatten, sei sehr 
ungewiss, ob sie der Sache, die sie angeblich verteidigten, tatsächlich gedient 
hätten.8 
Auch die Monde diplomatique spricht im Zusammenhang mit der WTO-Konfe-
renz von einem Fiasko, stimmt allerdings nur in dieser vernichtenden Bezeich-
nung mit Philippe Chalmin überein. Nach Auffassung der französischen Zeit-
schrift sind die echten Sieger von Seattle die Bürgerbewegungen, welche der 
Anmassung, den Handel als Instrument zur Auflösung sämtlicher Gemeinschaf-
ten zu benutzen, einen Riegel vorgeschoben haben, sowie die Regierungen des 
5. Idem, Tabelle A.21, «Prix à l'exportation des produits primaires, 1989-00», S. 212. 
6. Siehe auch Jahrbuch Schwei-Dritte Welt 2000, S. 155-156. 
7. UNCTAD, Rapport sur le commerce et le développement 2000, S. 33-35. 
8. «Fiasco à Seattle», Cyclope 2000: Les marchés mondiaux, Paris. Economica. 2000, S. 136. 
JA
H
R
ES
Ü
BE
R
SI
C
H
T 
189 
Südens, die sich unabhängig von der Stichhaltigkeit ihrer Argumente als künftig 
ernst zu nehmende Partner behauptet haben.9 
Das WTO-Sekretariat schliesslich hält im Rapport annuel 2000 fest, dass die 
Ziele trotz des Misserfolgs von Seattle unverändert gälten: weiterhin über die 
progressive Liberalisierung des internationalen Handels verhandeln, den Handel 
verstärkt in den Dienst der Wirtschaftsentwicklung und der Armutsbekämpfung 
stellen, die zentrale Rolle eines auf Regeln fussenden Handelssystems bestätigen 
und bei der Organisation der WTO die Bedürfnisse aller Mitglieder umfassend 
berücksichtigen.10 
Dem Bericht zufolge ist das Scheitern nicht mit einer Rückkehr zum Protektio-
nismus gleichzusetzen. Die Finanzkrise in Asien habe die Regierungen in der 
Vergangenheit veranlasst, sich zwecks Stützung der nationalen Produktion gegen 
Importe zu schützen; sie hätten versucht, die Anpassungskosten auf ausländische 
Mitbewerber überzuwälzen. Diese Politik habe Vergeltungsmassnahmen aus-
gelöst und die Rezession verschärft. Dagegen habe die Weiterführung der Han-
delsliberalisierung dazu beigetragen, die Krise zu überwinden. Das WTO-Sekre-
tariat sieht darin einen Beweis für die Solidität des multilateralen Handelssy-
stems.1 1 
• Tätigkeiten der WTO im Jahr 2000 
Die bereits vorher geplanten sektoriellen Verhandlungen waren vom Abbruch der 
Diskussionen zum Start einer neuen multilateralen Handelsverhandlungsrunde 
nicht betroffen. Mehrere WTO-Übereinkommen sehen Fristen für die Durch-
führung von Überprüfungen oder für die Eröffnung von Verhandlungen vor. 
Diese vorgeschriebenen Arbeiten werden in der WTO mit dem Ausdruck « built-
in agenda» bezeichnet. Gegenwärtig werden folgende Punkte der built-in 
agenda verwirklicht:1 2 
• Landwirtschaft: Verhandlungen zur schrittweisen Reduzierung der Stüt-
zungs- und Schutzmassnahmen. Die Gespräche haben im März 2000 begon-
nen (siehe Abschnitt 3). 
• Dienstleistungen: neue Verhandlungsserie zur stufenweisen Anhebung des 
Liberalisierungsstands. Die Diskussionen haben im Februar 2000 begonnen 
(siehe Abschnitt 4). 
• Geistiges Eigentum: Prüfung der Ausnahmen von der Patentfähigkeit von 
Erfindungen betreffend Pflanzen und Tiere. Erste Zweijahresüberprüfung der 
Umsetzung des Übereinkommens. Die Arbeiten haben 1999 begonnen und 
sind 2000 ausgeweitet worden (siehe Abschnitt 5). 
Ausserdem evaluierte die WTO den Handelspolitischen Überprüfungsmechanis-
mus (TPRM) und führte Diskussionen zur Funktionsweise des Übereinkommens 
über handelsbezogene Investitionsmassnahmen (TRIMs) durch. 
9. Einführung zum Artikel von Susan George: «Seattle, le tournant. Comment l'OMC fut mise en 
échec». Le Monde diplomatique, Januar 2000, S. 4—5. 
10. WTO, Rapport annuel 2000, S. 26. 
11. Idem, S. 24. 
12. Ein Überblick über die Hauptpunkte der built-in agenda (für den Zeitraum 1995-2004) findet sich in : 
Un commerce ouvert sur l'avenir. Genf, WTO, 2. überarbeitete Ausgabe, Juli 2000. S. 44. 
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Die durch den Misserfolg von Seattle geschürte Ablehnung und das allgemeine 
Misstrauen bremsen indessen den Arbeitsfortgang. Überdies heben sich die Ver-
handlungsteilnehmer bestimmte Zugeständnisse auf, um mit Blick auf die künf-
tige Verhandlungsrunde einen Trumpf im Ärmel zu haben. Sie beharren beson-
ders hartnäckig auf Verfahrensfragen. Darunter leiden - trotz der Informations-
bemühungen des Sekretariats - die Transparenz der Diskussionen und die Betei-
ligung der armen Länder.1 3 
Die Entwicklungsländer beurteilen die Diskussionen über den Marktzugang (vor 
allem für Agrarprodukte und Textilien) als besonders enttäuschend. Die In-
dustrieländer ihrerseits fordern von den Partnern im Süden, die Hindernisse für 
ausländische Investitionen aufzuheben und einen wirksamen Schutz des geisti-
gen Eigentums zu gewährleisten. 
Allgemeine Einigkeit herrscht dagegen zur wachsenden Bedeutung des Streit-
beilegungsverfahrens. Gemäss dem WTO-Sekretariat zeugt diese Entwicklung 
vom Vertrauen der Mitglieder in das Schlichtungssystem. Im Jahr 1999 nahm das 
Streitbeilegungsorgan (DSB) 30 neue Konsultationsanträge entgegen. Von 
Januar bis November 2000 kamen rund dreissig weitere hinzu, womit die 
Gesamtzahl seit 1995 bei über 210 liegt.1 4 Allerdings halten etliche Entwick-
lungsländer das Verfahren für zu langwierig und zu kostspielig; sie wenden ein, 
die gewährten Kompensationen reichten nicht aus, und die gegen die Handels-
grossmächte bewilligten Sanktionen erwiesen sich als wirkungslos.15 
Schliesslich sind auch verschiedene Beitritte neuer Mitglieder zur WTO zu ver-
zeichnen : Estland, Georgien, Jordanien, Albanien, Oman, Kroatien und Litauen. 
Im Dezember 2000 zählte die Organisation 140 Mitglieder.16 Der Aussenhandel 
dieser Länder macht über 90% des internationalen Handels aus. Mit 28 Ländern 
- darunter China, das «getrennte Zollgebiet Taiwan», die Russische Föderation, 
die Ukraine, Saudi-Arabien und Vietnam - sind noch Verhandlungen im Gange. 
Erst mit dem Beitritt dieser Länder wird die Universalisierung des multilateralen 
Handelssystems vollzogen sein. 
China schloss die bilateralen Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten im 
November 1999 ab, mit der Europäischen Union im Sommer 2000 und mit der 
Schweiz im September 2000. Der Beitritt Chinas dürfte 2001 nach dem 
Abschluss der multilateralen Verhandlungen erfolgen.17 Bundesrat Pascal Cou-
chepin teilte dazu Folgendes mit: «Die Schweiz wird von der Öffnung Chinas in 
verschiedenen Sektoren wie Banken, Versicherungen, Maschinen, chemische 
und pharmazeutische Produkte und Uhren profitieren können.» 1 8 
13. Die Verhandlungen werden oft in Gruppen und Untergruppen geführt. Länder mit nur wenigen (oft 
nur einem einzigen) Vertreter sind benachteiligt. 
14. WTO, Rapport annuel 2000, S. 25 und Information des WTO-Sekretariats. 
15. The WTO Multilateral Trade Agenda and the South. Genf, The South Centre, Dezember 1998, S. 
43-45. 
16. Litauen, welches das Beitrittsabkommen noch nicht ratifiziert hatte, nicht mitgezählt. 
17. «La Chine s'apprête à entrer de plain-pied dans l'économie de marché», Le Temps, 9. November 
2000. 
18. Abkommen Schweiz - China im Rahmen des WTO-Beitritt Chinas. Bern, seco, Pressemitteilung, 26. 
September 2000. http://www.fwsrvg.bfi.admin.ch.html 
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• Unterwegs zur vierten Ministerkonferenz 
Die Ministerkonferenz tagt mindestens einmal alle zwei Jahre. Die nächste Kon-
ferenz muss daher vor Ende 2001 stattfinden. Im Dezember 2000 war es dem 
Allgemeinen Rat noch nicht gelungen, sich auf den genauen Zeitpunkt, den Ort 
und die Tagesordnung zu einigen. 
Das WTO-Sekretariat wünscht (insbesondere unterstützt von der Europäischen 
Union), dass die Konferenz sich endlich für die Eröffnung einer umfassenden 
Verhandlungsrunde entscheidet. Anlässlich der Konferenz der afrikanischen 
Handelsminister, die sich vom 13. bis zum 15. November 2000 in Libreville 
(Gabun) versammelten, hob der WTO-Generaldirektor Mike Moore diesen 
Punkt besonders hervor.1 9 Die Delegierten Ägyptens, Mauritius’, Kenias, Sam-
bias, Botswanas und Mauretaniens signalisierten allerdings, dass sie keine 
Schlusserklärung unterzeichnen würden, welche die Eröffnung einer neuen Ver-
handlungsrunde verlangt, da zunächst die Umsetzung der bereits abgeschlosse-
nen Abkommen beendet werden müsse. 2 0 
Wie die Europäische Union ist die Schweiz bestrebt, einen Konsens für den Start 
einer Verhandlungsrunde im Jahr 2001 herbeizuführen. Bundesrat Pascal Cou-
chepin sagte, das Verhandlungsprogramm müsse breit genug sein, um alle WTO-
Mitglieder zu interessieren.21 Die laufenden Verhandlungen über die Dienstlei-
stungen, die Landwirtschaft und die geografischen Herkunftsangaben22 werden 
im Programm enthalten sein. Damit das Plädoyer für die Marktöffnung den Ent-
wicklungsländern glaubwürdig erscheint, müssen die Liberalisierung des Textil-
handels vorangetrieben und die Instrumente zur Handelsverteidigung (vor allem 
die Antidumping-Massnahmen) einer strafferen Disziplin unterworfen werden. 2 3 
Nach Auffassung der schweizerischen NRO haben die Gegner der «Millenni-
umsrunde» zwar die Blockierung des Vorhabens mitbewirkt, aber die von ihnen 
geforderte «Entwicklungsrunde» trotzdem nicht durchgesetzt.24 Die NRO ver-
langen eine Reform der WTO, damit die Interessen aller Mitglieder berücksich-
tigt werden. Die Schwierigkeiten der armen Länder bei der Umsetzung der Über-
einkommen müssten ernst genommen und anerkannt werden. Die reichen Län-
der sollten die Zusagen betreffend die Öffnung ihrer Märkte einlösen (vor allem 
für Agrarprodukte und Textilien sollen die am wenigsten entwickelten Länder 
einen uneingeschränkten Zugang geniessen). Zudem müssten sie die handelsbe-
zogene technische Zusammenarbeit (capacity building) merklich aufstocken. 
19. Libreville 2000: Reunion des Ministres africains chargés du commerce, 13.-15. November 2000. 
http://www.itd.org/libreville/libreville.htm 
20. «African Trade Ministers divided on new Round», Bridges Weekly Trade News Digest, 22. Novem-
ber 2000. 
21. Couchepin P., «Déclaration sur le renforcement du Systeme commercial multilateral», Paris, Mini-
sterkonferenz der OECD, 26.-27. Juni 2000, 2 S. 
22. Bei der Frage der geografischen Herkunftsangaben handelt es sich um ein Element der Verhandlun-
gen Uber die geistigen Eigentumsrechte. Vgl. Abschnitt 5 unten. 
23. Die Schweiz hat rund zehn Themen für eine neue multilaterale Handelsverhandlungsrunde vorge-
schlagen. Vgl. Examen des politiques commerciales. Suisse et Liechtenstein. Rapport du Gouverne-
ment suisse. Genf, WTO, Handelspolitisches Prüfungsorgan, 6. November 2000, S. 10-12. 
24. Arbeitsgemeinschaft der Hilfswerke, Die WTO-Ministerkonferenz von Seattle. Fact sheet, 2 S. 
Schweizer Koordination gerechter Welthandel, Die laufenden Sektorverhandlungen der WTO: Hat 
die Schweiz aus Seattle Lehren gezogen?, Bern, Pressekonferenz, 12. Oktober 2000, 3 S. 
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Falls sich kein Konsens für die Eröffnung einer umfassenden Verhandlungsrunde 
abzeichnet, wird die vierte Ministerkonferenz Bilanz zu den Fortschritten der 
laufenden, im Rahmen der built-in agenda der WTO vorgesehenen Diskussionen 
ziehen. 
2.3. V E R H A N D L U N G E N ÜBER DIE L A N D W I R T S C H A F T 
Die Verhandlungen betreffend die Fortsetzung des Reformprozesses in der Land-
wirtschaft wurden im März 2000 im Rahmen ausserordentlicher Tagungen des 
Landwirtschaftsausschusses eröffnet. Die Verpflichtung zu solchen Verhandlun-
gen war in Artikel 20 des Landwirtschaftsübereinkommens vorgesehen. 
• Überblick über das Landwirtschaftsübereinkommen25 
Die Hälfte der Weltbevölkerung ist in der Landwirtschaft tätig. Der Agrarsektor 
steuert über 8 Prozent (500 Milliarden Dollar) zum weltweiten Güter- und 
Dienstleistungshandel bei. 2 6 
Das im Rahmen der Uruguay-Runde von 1986 bis 1994 ausgehandelte Land-
wirtschaftsübereinkommen der WTO bildete einen Meilenstein in der schritt-
weisen Beseitigung der Handels Verzerrung im Agrarsektor und in der Verstär-
kung des Wettbewerbs. Die Regierungen der WTO-Mitglieder gingen spezifi-
sche Verpflichtungen zur Verbesserung des Marktzugangs ein. Diese Verpflich-
tungen sollten ab 1995 innerhalb einer Frist von sechs bzw. zehn Jahren (für die 
Industrie- bzw. Entwicklungsländer) umgesetzt werden. Das Programm sah die 
Reduzierung der Exportbeihilfen, der Importzölle und der internen Stützungs-
massnahmen, insofern als diese den Handel verzerren, vor. Kontingente und 
andere nicht-tarifäre Massnahmen, welche die Einfuhren von Agrargütern ein-
schränken, sollten durch Zölle, die ein gleichwertiges Schutzniveau bewirken, 
abgelöst werden. 
Bei der Umsetzung der Verpflichtung existierte ein gewisser Handlungsspiel-
raum : Die Regierungen hatten das Recht, den ländlichen Sektor - allerdings nur 
mit möglichst handelsneutralen Massnahmen - zu unterstützen. Die Entwick-
lungsländer wurden zu geringeren Reduzierungen der Subventionen oder Zölle 
verpflichtet als die Industrieländer. Ausserdem wurden zu Gunsten der Nah-
rungsmittel-Nettoimporteure und der am wenigsten entwickelten Länder beson-
dere Bestimmungen verabschiedet. 
• Lücken des Übereinkommens; Kritik 
Das Internationale Zentrum für Handel und nachhaltige Entwicklung (ICTSD) 2 7 
veröffentlichte eine Untersuchung des ehemaligen ständigen Vertreters Indiens 
beim GATT, Bhagirath Lal Das. 2 8 Nach dessen Meinung hat die Uruguay-Runde 
25. Résultats des négociations commerciales multilatérales du Cycle d'Uruguay. Textes juridiques. 
Genève, GATT, 1994, S. 40-57. WTO, Agriculture, Geneva, The WTO Agreements Series, Band 3, 
2000, 63 S. 
26. «Négociations de l'OMC sur les services et l'agriculture». Genf, WTO, Pressemitteilung, Nr. 167, 7. 
Februar 2000, S. 1-2. 
27. International Centre for Trade and Sustainable Development (ICTSD) 
28. «Négociations sur l'agriculture et les services à l'OMC: propositions pour les pays en développe-
ment». Passerelles, Oktober-November 2000. S. 1-2 und 13-14. 
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zu unausgewogenen Ergebnissen geführt und Ungleichheiten gestiftet. In den 
Industrieländern werden auf bestimmte Agrarprodukte sehr hohe Zölle erhoben, 
die beim Überschreiten der Zollkontingente einem Importverbot gleichkommen. 
Technisch gesehen haben die grossen Industrieländer ihre Verpflichtungen zur 
Senkung der internen Stützung zwar erfüllt, aber in Wirklichkeit hat der Sub-
ventionsbetrag sogar zugenommen. Im Rahmen des Übereinkommens hat jedes 
Land das Aggregierte Stützungsmass (AMS) für den Basiszeitraum (Durch-
schnittssatz der Jahre 1986-88) berechnet und jährlich gesenkt; bestimmte Sub-
ventionen werden jedoch bei der Ermittlung des AMS nicht mit berücksichtigt 
und sind von keinen Senkungsverpflichtungen betroffen. Das AMS der grossen 
Industrieländer ist zwar zurückgegangen, aber das Niveau der Subventionen, von 
denen Ausnahmen bewilligt sind, ist derart angestiegen, dass die interne Stüt-
zung insgesamt eine sehr grosse Zunahme aufweist.29 
Im Bereich der Exportbeihilfen hatten sich die Länder verpflichtet, die Haus-
haltsausgaben um 36% und die Gesamtmenge der subventionierten Exporte um 
21% zu verringern. Bestimmte Länder erhielten jedoch Ausnahmen in Bezug auf 
das Referenzniveau, was die Schlagkraft der Massnahmen schwächte. 
In den meisten Entwicklungsländern gab es keine nicht-tarifären Hindernisse, die 
in Zolläquivalente umgewandelt werden mussten. Mithin konnten sie über den 
Tarifizierungsprozess keine hohen Zollsätze einführen. Ebenso wenig gewähren 
sie nennenswerte interne Stützungen im Agrarbereich oder Exportsubventionen. 
Bei schwerwiegenden Problemen sind die Entwicklungsländer ausserstande, die 
einheimische Produktion durch die Sonderschutzklausel zu schützen, zumal die-
sen Ländern vorbehalten ist, welche ihre nicht-tarifären Hindernisse in Zolläqui-
valente umgewandelt haben. 3 0 
Die von den internationalen (und schweizerischen) NRO vorgebrachten Kritiken 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: Das Übereinkommen über die Landwirt-
schaft beruht im Wesentlichen auf kommerziellen Erwägungen und lässt die 
übrigen Aufgaben des Sektors ausser Acht; diese gehören gegenwärtig zu den 
hauptsächlichen Diskussionsthemen im Rahmen der neuen Verhandlungen. 
• Wesentliche Interessengruppe31 
In den laufenden Verhandlungen lassen sich verschiedene Ländergruppen unter-
scheiden, welche spezifische Interessen vertreten: Die Entwicklungsländer, die 
Nahrungsmittel-Nettoimporteure sind, die Industrieländer, die Nahrungsmittel-
Nettoimporteure sind, die am wenigsten entwickelten Länder, die Volkswirt-
schaften der kleinen Inselstaaten, die Länder, deren Regierungen dem Agrarsek-
tor andere als nur kommerzielle Funktionen zuerkennen, die Länder mit 
hauptsächlich exportorientierten Interessen, usw. 
29. Idem, S. 2. 
30. Idem, S. 2 und 13. 
31. Siehe Note sur les préoccupations non commerciales. Mitteilung, unterbreitet von Barbados... (24 
Mitglieder, darunter die Europäischen Gemeinschaften und die Schweiz) anlässlich der dritten aus-
serordentlichen Tagung des WTO-Landwirtschaftsausschusses. Genf, WTO, 22. September 2000, S. 
5-6. G/AG/NG/W/36. 
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Zwei Ansätze entsprechen den wesentlichen Verhandlungspunkten: 
• Länder mit Exportinteressen verfolgen einen im Wesentlichen auf die Aus-
landsmärkte ausgerichteten Ansatz. Nach ihrer Auffassung sollte das Agrar-
handelssystem den gleichen Disziplinen unterstellt werden wie der Handel 
insgesamt, wobei die nicht-kommerziellen Aspekte wenn überhaupt nur am 
Rande zu berücksichtigen sind. 
• Länder, die in der Agrarpolitik Ziele wie Nahrungsmittelsicherheit, Umwelt-
schutz oder andere soziale, nicht-kommerzielle Ziele verfolgen, die in Artikel 
20 niedergelegt sind und die sich durch eine ausschliessliche Orientierung auf 
die Auslandsmärkte nicht erreichen lassen. 
Gemäss dem ersten Ansatz besitzt die Landwirtschaft im Vergleich zu anderen 
Sektoren keine spezifischen Merkmale (grosso modo die Position der Cairns-
Gruppe). Dem zweiten Ansatz zufolge werden der Landwirtschaft positive Exter-
nalitäten und spezifische öffentliche Güter zugeordnet (grosso modo die Position 
der Europäischen Union, Japans, Südkoreas, Norwegens und insbesondere der 
Schweiz). 
• Position der Cairns-Gruppe 
Die Mitglieder der Cairns-Gruppe hatten ihren Standpunkt mehrmals vorgetra-
gen und anlässlich der 3. Sondertagung des Landwirtschaftsausschusses wieder-
holt. 3 2 Sie betonen, dass die Landwirtschaft der am stärksten subventionierte 
Sektor der Weltwirtschaft darstelle und dass nur ein kleiner Kreis reicher Länder 
eine intensive interne Stützung praktiziere und dadurch Handelsverzerrungen 
hervorrufe. Die Stützung drückt die Preise und bedeutet unfaire Konkurrenz zu 
den effizienten und nicht-subventionierten Produzenten gerade in den Entwick-
lungsländern. 
Nach Ablauf der Frist für die Umsetzung des Landwirtschaftsübereinkommens 
leisten die Europäische Union, Japan und die Vereinigten Staaten zusammenge-
nommen nach wie vor «orange» Stützung in Höhe von 110 Milliarden, obwohl 
sie ihren Senkungsverpflichtungen nachgekommen sind. 3 3 Hinzu kommen die 
uneingeschränkten Zahlungen der «blauen» und «grünen» Box. Nach den For-
derungen der Cairns-Gruppe sollen nur «Greenbox »-Stützungsmassnahmen 
bewilligt werden, von denen nachzuweisen ist, dass sie keine verfälschenden 
Auswirkungen auf den Handel zeitigen. Das Ziel der Cairns-Gruppe ist die 
Beseitigung aller Stützungsformen, welche den Handel und die Produktion ver-
zerren. Ausserdem verlangt sie, künftig Verpflichtungen auf einer desaggregier-
ten Basis einzugehen, damit die Reduzierungen effektiv alle Agrarprodukte 
betreffen. 
• Position der Schweiz 
Vom 1. bis 3. Juli 2000 fand in Ullensvang (Norwegen) eine internationale Kon-
ferenz über die Multifunktionalität der Landwirtschaft statt3 4. Die Konferenz 
32. Statement by Australia introducing the Cairns Group proposal on Domestic Support. Dritte ausser-
ordentliche Tagung des WTO-Landwirtschaftsausschusses. Genf, 5. Oktober 2000. G/AG/NGAV/40. 
33. Die Kategorien der internen Stützung werden im folgenden Kasten definiert 
34. «WTO/Landwirtschaft: Internationale Konferenz über die Multifunktionalität.» Pressemitteilung. 
Bern, seco, 3. Juli 2000, 1 S. + Anhang, 3 S 
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wurde von der Europäischen Kommission, Japan, Mauritius, Norwegen, Korea 
und der Schweiz organisiert. Zu den Gastländern gehörten Staaten aus dem 
Süden und aus dem Norden, Transitions-Volkswirtschaften sowie kleine Insel-
staaten und LDCs. Laut einer Pressemitteilung des seco 3 5 kamen die Vertreter 
von 40 Teilnehmerstaaten überein, dass jedes Land das souveräne Recht besitzen 
soll, seine eigene Agrarpolitik im Rahmen der einschlägigen internationalen Ver-
pflichtungen zu verfolgen, einschliesslich nicht-wirtschaftlicher Zielsetzungen 
(wie der Beitrag an die ländliche Entwicklung, die Ernährungssicherheit und den 
Umweltschutz). Diese Ziele lassen sich durch die Marktkräfte allein nicht errei-
chen. Das Konferenzresultat - die Anerkennung der spezifischen Rolle der Land-
wirtschaft, welche ebenfalls in der Schweizerischen Bundesverfassung (Artikel 
104) verankert ist - spielt mit Blick auf die Landwirtschaftsverhandlung in der 
WTO eine besonders wichtige Rolle. 
Laut dem von der Schweiz anlässlich dieser Konferenz unterbreiteten Arbeits-
dokument 3 6 soll die Frage behandelt werden, ob die aktuellen Bestimmungen des 
Landwirtschaftsübereinkommens der Uruguay-Runde ausreichen, damit die 
Landwirtschaft ihre spezifische Rolle umfassend wahrnehmen und die vielfälti-
gen Zielsetzungen, welche die Gesellschaft ihr überträgt, erfüllen kann. 
Die Schweiz (sowie die Teilnehmer der Konferenz von Ullensvang) vertreten die 
Auffassung, dass die Landwirtschaft sich durch besondere Merkmale auszeich-
net: 
• Betreffend die Bodennutzung wurden im Laufe der Jahrhunderte durch die 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten Landschaften gestaltet, die eine reiche Viel-
falt von halbnatürlichen Lebensräumen und Arten, welche auf die Landwirt-
schaft angewiesen sind, bergen. Die Intensivierung der Landwirtschaft und 
die allmähliche Aufgabe von Böden könnten wichtige Natur- und Kultur-
werte gefährden. 
• Mit dem Wachstum der Weltbevölkerung steigt die Nachfrage nach Nah-
rungsmitteln. Um sie zu decken, muss das Produktionspotenzial selbst in 
Gebieten mit nicht optimaler Produktivität erhalten werden. Bereits aufgege-
bene Nutzflächen unter veränderten Voraussetzungen neu zu erschliessen, 
erweist sich mitunter als sehr schwierig. 
• Die Landwirtschaft erzeugt positive Externalitäten und öffentliche Güter. In 
der Gesellschaft gibt es eine Nachfrage nach nicht-kommerziellen Leistun-
gen der Landwirtschaft, beispielsweise Schutz der natürlichen Ressourcen, 
Erhaltung des ländlichen Raums, der Freizeitgebiete oder der Artenvielfalt. 
Die Öffentlichkeit hat den Wert der Landwirtschaft heute, da die positiven 
Externalitäten seltener werden oder zu verschwinden drohen, klarer erkannt. 
• Bei der Landwirtschaft handelt es sich um ein Schlüsselelement für die Ent-
wicklung anderer Sektoren. In den Ländern des Südens spielt der Agrarsek-
tor für die Beschäftigung und die örtliche, für den inländischen Verbrauch 
bestimmte Produktion eine Schlüsselrolle. 
35. Idem. 
36. «Les caractéristiques spécifiques de l'agriculture et la nécessité de traiter l'agriculture à part dans le 
cadre de l'OMC.» Conférence internationale sur les considérations autres que d'ordre commercial 
dans le secteur de l'agriculture. Ullensvang (Norwegen), 2.-4. Juli 2000. Arbeitsdokument Nr. 1, ein-
gereicht von der Schweiz, S. 3-10. http://www.landbruk.dep.no/ntc/ 
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Im Landwirtschaftsübereinkommen anerkannten die WTO-Mitglieder, dass der 
Prozess der schrittweisen Handelsliberalisierung auch den nicht-kommerziellen 
Aspekten und der besonderen und differenzierten Behandlung der Entwick-
lungsländer Rechnung tragen müsse. 3 7 Damit räumten sie ein, dass es verschie-
dene Landwirtschaften und Landwirtschaftspolitiken gibt, und anerkannten das 
Recht der einzelnen Mitgliedsstaaten auf die Erhaltung ihres Agrarsektors. Eine 
zu abrupte Öffnung der Märkte für Grundnahrungsmittel zum Beispiel könnte 
die lokale Erzeugung in den Ländern, in denen die Produzenten weniger wettbe-
werbsfähig sind oder in denen schwache Produktionsstrukturen und ein niedriges 
Einkommensniveau vorherrschen, bremsen. Die einheimische Produktion muss 
auf einem bestimmten Stand beibehalten werden, um die Nahrungsmittelsicher-
heit zu gewährleisten. 
Aus der Perspektive der Schweiz soll die WTO die Politik der spezifischen 
Behandlung der Agrarfragen weiter verfolgen. 
• Position der schweizerischen Nichtregierungsorganisationen38 
Die schweizerischen NRO verfolgen die Verhandlungen über die Landwirtschaft 
eng mit und beziehen regelmässig Position dazu. Das Übereinkommen in seiner 
heutigen Form halten sie für unausgewogen. Sie heben vor allem folgende 
Schwachstellen hervor: 
• Die westlichen Länder haben ihre Märkte nicht wirklich geöffnet; 
• Die Subventionen sind nach wie vor hoch, und die Überschüsse werden in 
den armen Ländern - zu Lasten der dortigen Landwirtschaft - verschleudert; 
• Das Übereinkommen erwähnt zwar nicht-kommerzielle Aspekte wie die Nah-
rungsmittelsicherheit, belässt es aber in der Realität bei der Liberalisierung 
des Agrarhandels; 
• Trotz einschlägiger Zusagen haben die Nahrungsmittel-Nettoimporteure 
unter den Entwicklungsländern bislang keinerlei Entschädigungen für die 
negativen Auswirkungen des Übereinkommens erhalten; 
• Der Handel mit verarbeiteten Agrargütern wird zunehmend von wenigen 
multinationalen Konzernen dominiert und die Landwirte werden zu Zuliefe-
rern degradiert. 
Aus diesen Gründen fordert die Arbeitsgemeinschaft, vor neuen Liberalisie-
rungsschritten im Agrarbereich das Übereinkommen zu überprüfen. Die armen 
Länder müssen in der Lage sein, ihre Produktion zu schützen, um die Nahrungs-
mittelsicherheit zu gewährleisten, und sie müssen freien Zugang zu den westli-
chen Märkten geniessen. Die armen Länder, die Nahrungsmittel-Nettoimpor-
teure sind, sollen entschädigt werden, wenn die Agrarpreise als Folge der Sub-
ventionssenkung gestiegen sind. Schliesslich müsste die globale Struktur des 
« Agrobusiness » untersucht, kontrolliert und weltweit reglementiert werden. 
37. Abkommen von Marrakesch zur Errichtung der WTO, Präambel, und Übereinkommen über die Land-
wirtschaft, Artikel 20. 
38. Arbeitsgemeinschaft der schweizerischen Hilfswerke, WTO-Landwirtschaftsabkommen. Fact sheet, 
3 S. Schweizer Koordination gerechter Welthandel, Agrarhandel. Bern, Pressekonferenz, 12. Oktober 
2000. 3 S. 
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Landwirtschaft: einige Definitionen 
Kategorie (Box): 
Bezieht sich auf die Massnahmen der internen Stützung. 
• Green Box: Stützungsmassnahmen ohne handelsverzerrende Auswirkungen, uneingeschränkt 
erlaubt. 
• Blue Box: Produktionsgebundene bewilligte Stützungsmassnahmen, vorbehaltlich der Produktions-
begrenzungen und mit entsprechend minimaler Auswirkung auf den Handel. 
• Orange Box: Stützungsmassnahmen mit handelsverzerrenden Auswirkungen, abbaupflichtig. 
Handelsverzerrung: 
Situation, in welcher die Preise und die Produktion über bzw. unter den Niveaus liegen, die normaler-
weise auf einem Konkurrenzmarkt existieren würden. 
Cairns-Gruppe: 
Gruppe von Agrarexportländern, welche sich für die Handelsliberalisierung in der Landwirtschaft einset-
zen. Die Gruppe wurde unmittelbar vor dem Start der Verhandlungen der Uruguay-Runde 1986 in Cairns 
(Australien) gegründet und besteht aus folgenden Ländern: Südafrika, Argentinien, Australien, Brasilien, 
Chile, Fidschi, Indonesien, Kanada, Kolumbien, Malaysia, Neuseeland, Paraguay, den Philippinen, Thai-
land und Uruguay. 
Multifunktionalität: 
Konzept, wonach die Landwirtschaft neben der Erzeugung von Nahrungsmitteln und Fasern zahlreiche 
weitere Aufgaben leistet, z.B. Umweltschutz, Landschaftspflege, Beschäftigung in ländlichen Gebieten 
usw. 
Reformprogramm: 
Programm zur Senkung der Subventionen und des Schutzes, weitere Reformen im Rahmen des Land-
wirtschaftsübereinkommens. 
Nahrungsmittelsicherheit: 
Die Öffnung der einheimischen Märkte für ausländische Agrarerzeugnisse soll gemäss dem Prinzip ein-
geschränkt werden, dass ein Land seinen grundlegenden Nahrungsmittelbedarf möglichst weitgehend 
selbst decken muss. 
Interne Stützung: 
Umfasst sämtliche Massnahmen, welche die Produktionspreise auf einem Niveau halten, das über jenem 
des internationalen Handels liegt. Direktzahlungen an Produzenten, Massnahmen zur Verringerung der 
Kosten der Produktionsfaktoren und der Vermarktung, die ausschliesslich zu Gunsten der Agrarproduk-
tion ergriffen werden. 
Quelle: 
Libreville 2000: Réunion des Ministres africains chargés du commerce, 13.-15. November 2000. Dokumentation des Handels- und Ent-
wicklungszentrums der Weltbank und der WTO. Informationsmitteilungen: Glossar der Pressemappe. 
http://www.itd.org/libreville/libreville.htm 
2.4. V E R H A N D L U N G E N ÜBER DIE D IENSTLEISTUNGEN 
Die Verhandlungen über die Weiterführung der Dienstleistungsliberalisierung 
begannen Ende Februar 2000 im Rahmen der ausserordentlichen Tagungen des 
Dienstleistungsrats. Die Durchführung der Verhandlungen war beim Abschluss 
der Uruguay-Runde 1994 beschlossen und im Allgemeinen Abkommen über den 
Dienstleistungsverkehr (GATS) ausdrücklich niedergeschrieben worden. 
Laut Artikel XIX Absatz 1 des Dienstleistungsabkommens «treten die Mitglie-
der in aufeinander folgende Verhandlungsrunden ein, die spätestens fünf Jahre 
198 
nach Inkrafttreten des WTO-Abkommens beginnen und danach regelmässig 
stattfinden, um schrittweise einen höheren Stand der Liberalisierung zu errei-
chen». In Absatz 4 wird ergänzt, dass «der schrittweise Liberalisierungsprozess 
in jeder derartigen Runde durch bilaterale, plurilaterale oder multilaterale Ver-
handlungen voranzubringen [ist] mit dem Ziel, den allgemeinen Umfang der 
besonderen Verpflichtungen, welche die Mitglieder nach diesem Abkommen ein-
gegangen sind, zu vergrössern».3 9 
• Bedeutung des Dienstleistungshandels 
Der Dienstleistungssektor beschäftigt weltweit knapp 30% der Erwerbsbevölke-
rung. In den Niedriglohnländern nahm der Anteil der Dienstleistungen von 30% 
des Bruttoinlandproduktes im Jahr 1980 auf 38% im Jahr 1998 zu. In den Län-
dern mit mittlerem Lohnniveau stieg dieser Anteil von 46% auf 56%, in Ländern 
mit hohem Lohnniveau von 59% auf 65% an. 4 0 
Im Aussenhandel machen die kommerziellen Dienstleistungen knapp 20% der 
weltweiten Ausfuhren von Gütern und Dienstleistungen aus. Die Vereinigten 
Staaten und die Europäische Union weisen einen etwas höheren Anteil aus (27% 
bzw. 21%), während Japan (13%), Lateinamerika (15%) und die asiatischen Ent-
wicklungsländer (15%) niedrigere Prozentsätze verzeichnen41. Die Zahlen bele-
gen, dass die Verhandlungen über die Dienstleistungen alle Handelspartner, 
besonders die Vereinigten Staaten und die Europäische Union, interessieren. 
• Allgemeines Abkommen über den Dienstleistungsverkehr (GATS) 
Das GATS umfasst drei Teile: den Abkommenstext, die Anhänge und die natio-
nalen Listen mit von den Mitgliedern eingegangenen Verpflichtungen und den 
ihnen eingeräumten Ausnahmen. Zusätzliche Verhandlungen, die nach Abschluss 
der Uruguay-Runde geführt wurden, mündeten 1995 und 1997 in der Annahme 
von sektoriellen Abkommen (so genannten « Protokollen »). Die im Februar 2000 
aufgenommenen Verhandlungen dürften zu neuen Verpflichtungen, zur Verrin-
gerung der Ausnahmen und zur Schaffung von Regeln in neuen Bereichen 
führen. 
Das GATS gilt für sämtliche kommerziellen Dienstleistungen.42 Artikel 1 Absatz 
2 definiert den Dienstleistungsverkehr als die Erbringung einer Dienstleistung: 
• aus einem Mitglied in ein anderes Mitglied (z.B. Datenübertragung), 
• an Dienstleistungsnutzer aus einem anderen Mitglied (z.B. Touristen), 
• durch einen ausländischen Dienstleistungserbringer über dessen gewerbliche 
Niederlassung (z.B. Finanzberatung), 
• durch natürliche Personen (z.B. Wirtschaftsberater). 
39. Résultats des négociations commerciales multilatérales du Cycle d'Uruguay. Textes juridiques. Genf. 
GATT, 1994, S. 363/4. 
40. Zahlen der Weltbank, zitiert in «Négociations de l'OMC sur les services et l'agriculture». Genf, 
WTO, Communiqué de presse, Nr. 167, 7. Februar 2000. S. 1 und 10. 
41. WTO, Statistiques du commerce international, Tabellen 1.7 und 1.8, S. 25 und 26. 
42. « In Ausübung hoheitlicher Gewalt erbrachte Dienstleistungen » (der Einfachheit halber als « Hoheits-
dienste» bezeichnet) sind nicht eingeschlossen. Es handelt sich um «jede Art von Dienstleistung, die 
weder zu gewerblichen Zwecken noch im Wettbewerb mit einem oder mehreren Dienstleistungs-
erbringern erbracht wird ». GATS. Artikel I Absatz 3. 
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Das WTO-Sekretariat definierte 12 Dienstleistungssektoren und eine steigende 
Zahl von Untersektoren. 
Das GATS enthält allgemeine Regeln: 
• Gleichbehandlung für Dienstleistungserbringer aus WTO-Mitgliedsstaaten 
(gemäss der «Meistbegünstigungsklausel»). Allerdings hatten die Mitglieder 
die Möglichkeit, in den Listen im Anhang zum GATS Ausnahmen anzuführen. 
• Gleichbehandlung für ausländische und inländische Staatsbürger (gemäss 
dem Grundsatz der «Inländerbehandlung»). Die Regel gilt nur, wenn ein 
Land eine spezifische Verpflichtung eingegangen ist. 
• Die Regierungen haben die Gesetze und Verordnungen über die spezifischen 
Verpflichtungen unterstellten Dienstleistungen zu veröffentlichen. Ausser-
dem sollen sie Informationsstellen in den Verwaltungen einrichten. 
• Bei der Anerkennung ausländischer Dienstleistungsqualifikationen (z.B. 
Berufsausbildungsdiplome) gilt der Grundsatz der Nichtdiskriminierung. 
• Die Regierungen dürfen den für den internationalen Dienstleistungsverkehr 
erforderlichen Mitteltransfer nicht einschränken. 
Das GATS umfasst folgende Anhänge: Ausnahmen von der Meistbegünstigung, 
Bewegungen natürlicher Personen, die Dienstleistungen erbringen, Luftverkehr, 
Finanzdienstleistungen, Verhandlungen über den Seeverkehr, Telekommunika-
tion und Verhandlungen über Basis-Telekommunikationsdienste. 
Die nationalen Listen der Liberalisierungsverpflichtungen im Anhang des GATS 
legen die Voraussetzungen und Einschränkungen des Zugangs zum Dienstlei-
stungsmarkt (vgl. Artikel XVI des Abkommens) sowie Bedingungen und Vorbe-
halte bezüglich der Inländerbehandlung (vgl. Artikel XVII) fest. Die Angaben in 
den Listen werden nach Erbringungsart der Dienstleistung eingeteilt; sie können 
für alle oder nur für bestimmte Dienstleistungen gelten. Kein Vermerk von Ein-
schränkungen unter einer Rubrik bedeutet, dass das Land sich verpflichtet hat, 
künftig keine weiteren Einschränkungen einzuführen. Die Länder hatten die 
Möglichkeit, sich durch den Zusatz «nicht-konsolidierte Verpflichtung» ihre 
Handlungsfreiheit vorzubehalten. Um die Vorteile des Systems zu nutzen und die 
Kosten der Zugeständnisse an die Handelspartner möglichst gering zu halten, 
müssten die Verhandlungsteilnehmer zahlreiche Sachverständige zu Rate ziehen 
- ein « Kapital », über das nur wenige Entwicklungsländer verfügten. 
Ausserdem hatten die Länder die Möglichkeit, Vorbehalte zur Anwendung der 
Meistbegünstigungsklausel anzumelden (vgl. Artikel II des Abkommens und 
Anhang zu den Ausnahmen von den Verpflichtungen nach Artikel II). Mit dieser 
Bestimmung unvereinbare Massnahmen sollten ebenfalls auf einer Liste ange-
führt werden. Es handelt sich um befristete Ausnahmen, die gegenwärtig vom 
Dienstleistungsrat neu überprüft werden und gegen 2005 verschwinden sollen. 
Zu jenem Zeitpunkt soll im Dienstleistungshandel wie heute im Warenhandel die 
Meistbegünstigungsklausel gelten. 
• Fortschreitende Liberalisierung des Dienstleistungsverkehrs43 
Die im GATS-Abkommen vorgesehenen sektoriellen Verhandlungen fanden wie 
oben erwähnt nach dem Inkrafttreten der WTO-Übereinkommen statt. Diese Ver-
43. http://www.wto.org/ - trade topics/services/negotiations - wto news/2000 news 
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handlungen führten zur Annahme der folgenden Protokolle (Jahr des Inkrafttre-
tens in Klammern angegeben): 
• Finanzdienstleistungen: Liste der Ausnahmen von der Meistbegünstigungs-
klausel (1996) 
• Freizügigkeit natürlicher Personen, die Dienstleistungen erbringen: spezifi-
sche Verpflichtungen (1996) 
• Basis-Telekommunikationsdienste: spezifische Verpflichtungen (1998) 
• Finanzdienstleistungen: spezifische Verpflichtungen (1999) 
Die im Februar 2000 aufgenommenen Verhandlungen über den gesamten Sektor 
der kommerziellen Dienstleistungen sollen eine neue Phase im Prozess der 
Dienstleistungsliberalisierung eröffnen. Der Dienstleistungsrat hält alle zwei 
oder drei Monate ausserordentliche Sitzungen ab. Als Erstes legte er Leitlinien 
und Verhandlungsverfahren fest. Die WTO-Mitglieder haben Vorschläge zur 
Überarbeitung ihrer Verpflichtungslisten vorzulegen. Ab März 2001 soll über 
diese Vorschläge auf bilateraler, plurilateraler und multilateraler Ebene verhan-
delt werden. 
Ausserdem führte der Dienstleistungsrat einen Informationsaustausch über die 
Ausnahmen von der Meistbegünstigungsklausel durch. Der Rat wird entschei-
den, ob die Voraussetzungen, die solche Ausnahmen erforderlich machten, nach 
wie vor gegeben sind. Die Ausnahmen sollten nicht über das Jahr 2005 hinaus 
andauern.4 4 
Schliesslich schlugen die Entwicklungsländer45 vor, einen Anhang über den 
Fremdenverkehr hinzuzufügen. Nach ihrer Auffassung muss die Liberalisierung 
auch die der eigentlichen Tourismussparte vorgelagerten Dienstleistungen erfas-
sen (Flugverkehr, elektronische Buchungssysteme usw.). 
Der Dienstleistungsrat koordiniert zudem die Verhandlungen, die in vier Unter-
organen geführt werden: 
• Der Ausschuss für spezifische Verpflichtungen hat im April 2000 die Verfah-
ren zur Berichtigung und Verbesserung der Verpflichtungslisten verabschie-
det und daneben den Entwurf eines Formats für elektronische Listen gebil-
ligt ; diese sollen auf CD-ROM gespeichert und in Zukunft über das Internet 
zugänglich sein. Da das Informationsvolumen ständig wächst, kann die 
Gesamtheit der von den Regierungen eingegangenen Verpflichtungen künftig 
nur per Computer eingesehen werden. 
• Der Ausschuss für Finanzdienstleistungen setzte sich mit einem Vorschlag 
Australiens zur Ausarbeitung von Disziplinen im Bereich der Finanzregelun-
gen auseinander und nahm Kontakt mit den zuständigen internationalen 
Organisationen auf. 
• Die Arbeitsgruppe für die interne Regelung befasst sich gegenwärtig mit der 
Ausarbeitung von Disziplinen über Qualifikationen, technische Normen und 
Lizenzen. Dabei stützt sie sich auf ähnliche Arbeiten, die vorher im Buchhal-
tungssektor geleistet wurden. 
44. Vgl. GATS, Anhang zu den Ausnahmen von den Verpflichtungen nach Artikel II. Die Höchstdauer der 
Ausnahmen, die zum Zeitpunkt der Schaffung der WTO gewährt wurden, betrug grundsätzlich 10 
Jahre. 
45. Dominikanische Republik, El Salvador und Honduras. 
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• Die Arbeitsgruppe für GATS-Regeln arbeitet an der Entwicklung von Regeln 
zu den Schutzmassnahmen, den Subventionen und den öffentlichen Aufträ-
gen im Dienstleistungsbereich. 
Diese Verhandlungen sollen den Liberalisierungsprozess «unter angemessener 
Berücksichtigung der nationalen politischen Zielsetzungen und des Entwick-
lungsstands der einzelnen Mitglieder» vorantreiben. «Einzelne Entwicklungs-
länder, die Mitglieder sind, erhalten hinreichende Flexibilität durch die Möglich-
keit, eine geringere Zahl von Sektoren zu öffnen, weniger Arten der Geschäfte zu 
liberalisieren, schrittweise und in Abhängigkeit von ihrem Entwicklungsstand 
den Marktzugang zu erweitern... » 4 6 
• Position der Entwicklungsländer 
Trotz der unterschiedlichen konkreten Verhältnisse gelang es den Entwicklungs-
ländern, sich in den Dienstleistungsverhandlungen auf gemeinsame Forderungen 
zu verständigen.47 Ihre begrenzten Ausfuhrkapazitäten und die Schwierigkeiten 
beim Marktzugang führen eine ungleiche Aufteilung der Vorteile aus der Umset-
zung des GATS-Abkommens herbei. Die Leitlinien und Verfahren zu den Dienst-
leistungsverhandlungen sollten dieses Missverhältnis berücksichtigen. Die Indu-
strieländer werden aufgefordert, 
• ihre Märkte für das Dienstleistungsangebot der Entwicklungsländer in den 
Bereichen Tourismus, Transporte, Bau, Informatik usw. zu öffnen ; 
• die gewerblichen Niederlassungen der Unternehmen des Südens und die 
Bewegung natürlicher Personen (z.B. Wirtschaftsberater) zu erleichtern; 
• die von den Entwicklungsländern bei der Unterzeichnung des Protokolls über 
die Finanzdienstleistungen und des Protokolls über Basis-Telekommunikati-
onsdienstleistungen bereits eingegangenen Verpflichtungen zu berücksichti-
gen; 
• den autonomen Liberalisierungsmassnahmen der Entwicklungsländer (zum 
Beispiel im Rahmen der Wirtschaftsreformen) Rechnung zu tragen ; 
• den Ausbau der Dienstleistungsproduktion in den Entwicklungsländern 
finanzieren, den Zugang zu den neuen Technologien zu fördern und die Aus-
weitung der Absatzwege voranzutreiben. 
• Position der schweizerischen Nichtregierungsorganisationen 
Die Schweizer Koordination gerechter Welthandel48 fordert eine progressive 
Liberalisierung des Dienstleistungsverkehrs, welche die besondere Situation der 
einzelnen Länder und ihren Entwicklungsstand berücksichtigen müsse. Dabei 
beruft sie sich auf die Bestimmungen des GATS und erinnert ausserdem daran, 
dass die Leitlinien und Verfahren jeder neuen Verhandlungsrunde auf der Grund-
lage einer globalen und sektoriellen Bewertung des Dienstleistungshandels 
erstellt werden müssen. Diese Untersuchung ist vor neuen Liberalisierungs-
schritten vorzunehmen. 
46. GATS Artikel XIX Absatz 2. 
47. Mashayekhi M. «GATS 2000: Progressive Liberalization», in: UNCTAD, A Positive Agenda for 
Developing Countries: Issues for Future Trade Negociations. New York und Genf, Vereinte Natio-
nen, 2000, S. 169-191. 
48. Bern, Pressekonferenz, 12. Oktober 2000. 
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Ausserdem fordert die Koordination die Beibehaltung der GATS-Struktur. Die 
Ausnahmen von der Meistbegünstigungsklausel müssen über die im Abkommen 
festgelegte Frist von 10 Jahren hinaus bestehen bleiben können. Bei schwerwie-
genden Problemen wegen einer massiven Nutzung ausländischer Dienstleistun-
gen muss das Land die Möglichkeit haben, seine nationalen Dienstleistungser-
bringer dank einer Schutzklausel zu schützen. 
Nach der Koordination besteht ausserdem die Gefahr, dass auch öffentliche 
Dienstleistungen in den Bereichen soziale Sicherheit, Gesundheit, Ausbildung 
und Kultur zum Verhandlungsobjekt werden. Die Schweiz darf keine diesbezüg-
lichen Verpflichtungen eingehen und auch von den Entwicklungsländern nichts 
verlangen. 
Die Frage der direkten Auslandsinvestitionen fällt unter die Zuständigkeit der 
Vereinten Nationen. In den Dienstleistungsverhandlungen im Rahmen der WTO 
darf kein Investitionsabkommen vorbereitet werden. 
Die Koordination betont die fehlende Kohärenz in der Haltung der Industrielän-
der, die für den freien Kapitalverkehr plädieren, aber die Freizügigkeit für 
Arbeitnehmer ablehnen, und fordert die Schweiz auf, ihre Grenzen vermehrt für 
Personen, die auf ihrem Hoheitsgebiet unter Einhaltung der geltenden Sozial-
und Gehaltsbedingungen zeitlich befristete Dienstleistungen erbringen, zu öff-
nen. 
Schliesslich soll der Bund die öffentliche Meinung in der Schweiz, die Bürger-
bewegungen und die NRO über den Verhandlungsverlauf und über den Stand-
punkt der Schweiz informieren und befragen. 
Dienstleistungen: einige Definitionen 
GATS: 
Allgemeines Abkommen über den Dienstleistungsverkehr (General Agreement on Trade in Services). 
Spezifische Verpflichtungen: 
Verpflichtungen eines WTO-Mitglieds betreffend den Marktzugang und die Inländerbehandlung. 
Nationale Listen: 
Pendant der Zolllisten im Anhang zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (GATT, General Agree-
ment on Tariffs and Trade), das die von den WTO-Mitgliedern freiwillig eingegangenen oder ausgehan-
delten Verpflichtungen beschreibt. 
Erbringungsart: 
Art, auf welche die Dienstleistungen, die Gegenstand des internationalen Handels bilden, erbracht und 
konsumiert werden. 
Modus 1 : grenzüberschreitende Erbringung 
Modus 2: Verbrauch im Ausland 
Modus 3: gewerbliche Niederlassung im Ausland 
Modus 4: Bewegung natürlicher Personen 
MFN: 
Meistbegünstigung (Most Favoured Nation): Gemäss diesem Grundsatz sind die Länder verpflichtet, alle 
ihre Handelspartner gleich zu behandeln. 
Gewerbliche Niederlassung: 
Büro, Tochtergesellschaft oder Zweigstelle in einem ausländischen Staat. 
Protokolle: 
Zusätzliche Vereinbarungen, die nach dem Inkrafttreten des GATS in den Anhang aufgenommen wurden. 
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Inländerbehandlung : 
Grundsatz, der die Länder verpflichtet, ausländische Staatsbürger gleich zu behandeln wie inländische. 
Quelle: 
Libreville 2000: Réunion des Ministres africains chargés du commerce, 13.-15. November 2000. Dokumentation des 
Handels- und Entwicklungszentrums der Weltbank und der WTO. Informationsmitteilungen : Glossar der Pressemappe. 
http://www.itd.org/l ibrevi l le/ l ibrevi l le.htm 
2.5. VERHANDLUNGEN ÜBER DIE RECHTE A M GEISTIGEN EIGENTUM 
Im Jahr 2000 untersuchte der TRIPs-Rat (Abkommen über handelsbezogene 
Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum) 4 9 die Umsetzung des Abkommens 
und befasste sich mit der Revision einiger Bestimmungen. Die Arbeiten wurden 
im Einklang mit der so genannten «built-in agenda» der WTO durchgeführt.50 
Dieses Programm sieht für das TRIPs-Abkommen vor allem folgende Schritte 
vor: 
• erste Zweijahresüberprüfung der Umsetzung des Abkommens, 
• Fortsetzung der Diskussionen zur Patentierbarkeit der Erfindungen, die 
Pflanzen und Tiere betreffen, 
• Untersuchung der Anwendung der Bestimmungen zum Schutz der geografi-
schen Herkunftsangaben, Eröffnung von Verhandlungen zu Weinen und Spi-
rituosen. 
• Schutz der Rechte am geistigen Eigentum51 
Ein steigender Anteil des Produktewertes geht auf Investitionen in Forschung 
und Entwicklung zurück. Diese Kosten werden aus den Gewinnen bei der Ver-
marktung amortisiert. Die Unternehmen haben das Recht erhalten, gegen Kon-
kurrenten vorzugehen, welche ihre Erfindungen ohne Bewilligung und gegebe-
nenfalls ohne finanzielle Entschädigung verwenden. Immer mehr nationale 
Gesetzgebungen und internationale Übereinkommen stellen das geistige Eigen-
tum unter Schutz. 
Im Laufe der Uruguay-Runde argumentierten jedoch die Industrieländer, die 
Vorschriften über den geistigen Eigentumsschutz seien in bestimmten Regionen 
der Welt unzureichend und vor allem nicht wirklich zwingend. Um diese Män-
gel zu beheben, schlugen sie vor, das multilaterale Handelssystem um das 
TRIPs-Abkommen zu ergänzen. 
Für die meisten Entwicklungsländer bedeutete dieser Vorschlag mehr Nachteile 
als Vorteile. Einige Entwicklungsländer halten ihn ausserdem für ungerecht, weil 
er nach ihrer Auffassung die Inhaber geistiger Eigentumsrechte gegenüber den 
Benutzern bevorzugt.5 2 Überdies erweist sich die Verabschiedung der Gesetzge-
bungen und die Angleichung der Institutionen, welche dieser Schutz erfordert, 
49. Trade-related aspects of intellectual property rights (TRIPs). 
50. Siehe Definition in Abschnitt 2, am Anfang der Rubrik «Tätigkeiten der WTO im Jahr 2000». 
51. Für eine Darlegung der unterschiedlichen Standpunkte zu dieser Frage wird der Leser auf das Dossier 
«Geistige Eigentumsrechte, Was steht für die Entwicklungsländer auf dem Spiel?» verwiesen, in 
Jahrbuch Schweiz - Dritte Welt 1998, Genf, IUED, April 1998, S. 7-118. 
52. The WTO Multilateral Trade Agenda and the South. Geneva, The South Centre, Dezember 1998, S. 
48 
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als kostspielig. Dessen ungeachtet akzeptierten die Entwicklungsländer den Vor-
schlag der Industrieländer - als Gegenleistung für Zugeständnisse in anderen 
Punkten, z.B. der Annahme des Grundsatzes der besonderen und differenzierten 
Behandlung. 
• Inhalt des TRIPs-Abkommens 
In Teil 1 des Abkommens wird der Schwerpunkt auf die Nichtdiskriminierung -
gestützt auf die Gleichbehandlung zwischen eigenen Staatsbürgern und Auslän-
dern (Inländerbehandlung) und die Gleichbehandlung aller Staatsbürger von 
WTO-Mitgliedern (Meistbegünstigung) - gesetzt. 
In Teil 2 werden die verschiedenen Kategorien der geistigen Eigentumsrechte 
erwähnt: Urheberrechte, Fabrik- oder Handelsmarken, geografische Angaben, 
gewerbliche Muster und Modelle, Patente, Topografien integrierter Schaltkreise 
und vertrauliche Informationen. Die Kategorien entsprechen den Bestimmungen 
der wichtigsten Verträge, welche die Weltorganisation für geistiges Eigentum 
(WIPO) verwaltet: Pariser Verbandsübereinkunft (1883) zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums und Berner Übereinkunft (1886) zum Schutz von Wer-
ken der Literatur und Kunst. 
Das Abkommen führt ausserdem die Mittel zur Durchsetzung der Rechte am gei-
stigen Eigentum an. Die Mitglieder müssen diese Bestimmungen in ihre natio-
nale Gesetzgebung umsetzen und die Praktiken entsprechend anpassen. Den 
Industrieländern wird dazu eine Frist von einem Jahr eingeräumt, die Entwick-
lungsländer verfügen über fünf Jahre (10 für einige Bestimmungen zu Patenten), 
die am wenigsten entwickelten Länder über 11 Jahre. Die WTO und die WIPO 
leisten einschlägige technische Unterstützung.53 Bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den Regierungen sieht das Abkommen den Einsatz des Streitbeile-
gungs-Mechanismus vor. 
• Überprüfung der Umsetzung des Abkommens 
Die erste Zweijahresüberprüfung gemäss Artikel 71 Absatz 1 des Abkommens ist 
gegenwärtig im Gange. Die Mitgliedsstaaten sind zur Auslegung dieses Artikels 
uneins. Die Industrieländer verlangen, dass die Untersuchung sich ausschliess-
lich auf die Vorkehrungen zur Anpassung der nationalen Gesetzgebungen und 
Praktiken beziehen soll 5 4: Damit nehmen sie die Mehrheit der Entwicklungslän-
der ins Visier, die trotz der im Abkommen festgelegten Frist (1. Januar 2000) 
noch nicht soweit sind. Die Vereinigten Staaten gaben bereits bekannt, dass sie 
gegen Länder, deren Verzug ihnen einen Schaden verursache, im Rahmen des 
Streitbeilegungsverfahrens vorgehen würden.5 5 
Die Entwicklungsländer56 möchten zunächst überprüfen, ob das in Artikel 7 nie-
dergelegte Ziel erreicht wurde: «Der Schutz und die Durchsetzung der Rechte 
53. http://www.wto.org Siehe auch Links zur Weltorganisation für geistiges Eigentum: WTO-WIPO Joint 
Technical Cooperation Initiative. 
54. Vor allem Australien vertrat während der Tagung des TRIPs-Rates Ende November 2000 diese Posi-
tion. Bridges Weekly Trade News Digest, 5. Dezember 2000, S. 3. 
55. Correa C. «Reviewing the TRIPs Agreement», in: UNCTAD, A Positive Agenda for Developing 
Countries: tssues for Future Trade Negotiations. New York und Genf. Vereinte Nationen, 2000. S. 
224. 
56. Bridges Weekly Trade News Digest, 5. Dezember 2000, S. 3. Vor allem Indien vertrat diese Position. 
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an geistigem Eigentum sollen beitragen zur Förderung der technischen Innova-
tion sowie zum Transfer (...) von Technologie zum beiderseitigen Vorteil der 
Erzeuger und der Nutzer technischen Wissens auf eine dem gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Wohl zuträgliche Weise und zu einem Gleichgewicht der 
Rechte und Pflichten». 
Der TRIPs-Rat forderte die Mitglieder auf, bis Ende Februar 2001 Vorschläge 
zum Verfahren der Umsetzungsüberprüfung zu unterbreiten.57 Ein Ausweg aus 
der verworrenen Lage bestünde darin, dass sich die Ratsmitglieder auf eine Ver-
längerung der Übergangsfrist für die Entwicklungsländer einigen. Als weniger 
weit gehende Massnahme könnten sie das Streitbeilegungsverfahren in den Fra-
gen der Übereinstimmung der nationalen Gesetzgebungen mit dem TRIPs-
Abkommen aussetzen.58 Diesen Standpunkt vertreten die schweizerischen 
NRO. 5 9 
• Patentfähigkeit von Erfindungen betreffend Pflanzen und Tiere 
1999 begann der TRIPs-Rat wie im Abkommen geplant mit der Neuuntersu-
chung von Artikel 27 Absatz 3. Diskussionsgegenstand bildet insbesondere 
Buchstabe b von Absatz 3. 
Gemäss Artikel 27 müssen Erfindungen während mindestens 20 Jahren durch 
Patente geschützt werden können. Die Gesetzgebung muss den Schutz für Pro-
dukte und Verfahren gewähren. Die Behörden können die Patentierung von 
Erfindungen ablehnen, wenn deren gewerbliche Verwertung zum Schutz der 
öffentlichen Ordnung oder der guten Sitten verboten ist. Ebenso können sie 
(nach Absatz 3 Buchstabe b) Erfindungen zu Pflanzensorten oder Tierarten sowie 
im Wesentlichen biologische Züchtungsverfahren für Pflanzen und Tiere aus-
schliessen. Mikroorganismen und nichtbiologische Verfahren jedoch müssen pat-
entfähig sein. Die Mitgliedsstaaten sind verpflichtet, die Pflanzensorten durch 
geeignete Mittel zu schützen : durch Patente, durch ein wirksames System eige-
ner Art (sui generis) oder durch eine Verbindung beider. 
Die Diskussion in der WTO und in der öffentlichen Meinung dreht sich um die 
verschiedenen Schutzformen für Erfindungen, um die Patentfähigkeit von Lebe-
wesen, den Schutz des traditionellen Wissens und der Rechte der Gemeinschaf-
ten sowie um das Verhältnis zwischen dem TRIPs-Abkommen und dem Über-
einkommen über die Artenvielfalt. 
Die Entwicklungsländer unterbreiteten seit Juli 1999 rund ein Dutzend Vor-
schläge zur Reform des TRIPs-Abkommens. Die afrikanische Gruppe äusserte 
sich mit einem viel beachteten Beitrag zu Artikel 27.3 b zu Wort : Sie schlug vor, 
die Bestimmung gründlich zu überarbeiten und in der Zwischenzeit die Über-
gangsfrist zu verlängern. Die afrikanische Gruppe befürwortet das Verbot von 
Patenten auf Lebewesen.6 0 
57. Idem. 
58. Correa C. «Reviewing the TRIPs Agreement», in: UNCTAD, A Positive Agenda for Developing 
Countries: Issues for Future Trade Negotiations. New York und Genf. Vereinte Nationen, 2000, S. 
224. 
59. Arbeitsgemeinschaft der schweizerischen Hilfswerke, WTO-Abkomnien über geistige Eigentums-
rechte (TRIPs). Fact sheet, 3 S. Schweizer Koordination gerechter Welthandel, TRIPs-Positionspa-
pier. Bern, Pressekonferenz, 12. Oktober 2000. Punkt 2.2. 
60. Genetic Resources Action International (GRAIN), « Pays en développement et ADPIC : Plaidoyer 
pour un réexamen intégral de l'article 27.3.b», Passerelles, April-Mai 2000, S. 8. 9 und 22. 
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Die schweizerischen NRO unterstützen dieses Vorgehen.61 Den Ländern des 
Südens müsse es freistehen, unterschiedliche autonome Vorkehrungen (sui gene-
ris) zu treffen. Die Regierungen müssten den Beitrag der örtlichen Gemein-
schaften zur Artenvielfalt anerkennen und die gerechte Teilung der Vorteile aus 
der Verwendung der genetischen Ressourcen («Rechte der Landwirte») gestat-
ten. Ausserdem müssten die Vermehrung und der Handel mit Saatgut einer 
geschützten Sorte garantiert sein («Landwirteprivileg»).6 2 
• Schutz der geografischen Angaben 
Bei geografischen Angaben handelt es sich um Ortsnamen (oder mit einem Ort 
verbundene Wörter), die Produkte als aus diesem Ort stammend kennzeichnen, 
weil sie eine bestimmte Qualität oder einen bestimmten Ruf besitzen (vgl. Arti-
kel 22 bis 24 des Abkommens). Gemäss dem Abkommen hat der TRIPs-Rat Ver-
handlungen zur Einführung eines multilateralen Notifizierungs- und Eintra-
gungssystems für geografische Angaben und für Weine und Spirituosen sowie 
für den verstärkten Schutz besonderer geografischer Angaben aufgenommen. 
Mehrere Länder beantragten, das höhere Schutzniveau auch auf andere Waren -
vor allem handwerkliche und landwirtschaftliche Erzeugnisse und bestimmte 
Getränke - auszuweiten. Der Bund vertritt die Ansicht, dass die Erweiterung der 
Produktepalette einen festen Bestandteil der built-in agenda des TRIPs-Abkom-
mens darstellt63. Auch die Schweizer Koordination gerechter Welthandel unter-
stützt diese Position.6 4 
2.6. ÜBERPRÜFUNG DER HANDELSPOLIT IK DER S C H W E I Z 
Die WTO prüft regelmässig die Handelspolitik ihrer Mitglieder (siehe Kasten). 
Die letzte Überprüfung der Schweiz wurde am 4. und 6. Dezember 2000 unter 
dem Vorsitz von Botschafter Iftekhar Ahmed Chowdhury (Bangladesch) durch-
geführt.65 Die schweizerische Delegation wurde von Botschafter Luzius Wase-
scha, Delegierter des Bundesrates für Handelsverträge, geleitet. 
Die Teilnehmer begrüssten den Wiederaufschwung der schweizerischen Wirt-
schaft, der sich ab 1997 klar abzeichnete. Nach ihrer Ansicht geht die erfreuliche 
Leistung der Schweiz auf gesunde makroökonomische Politiken und auf die 
Strukturreformen zurück. Mit diesen Politiken Hessen sich die Ressourcenzu-
weisung optimieren und die komparativen Vorteile besser nutzen. Dabei stellten 
sich die Exporte - dank der Bemühungen der Schweiz und dank der anhaltenden 
61. Arbeitsgemeinschaft der schweizerischen Hilfswerke. WTO-Abkommen über geistige Eigentums-
rechte. Fact sheet, 3 S. Schweizer Koordination gerechter Welthandel. TRIPs-Positionspapier. Bern. 
Pressekonferenz, 12. Oktober 2000, 5 S. « Kein geistiges Eigentum auf Leben im Rahmen der WTO», 
Dokument, Nr. 3, November 2000, S. 15-18. 
62. «Die Forderungen der Arbeitsgemeinschaft», WTO-Abkommen über geistige Eigentumsrechte 
(TRIPs). Fact sheet, S. 3. 
63. Mitteilung Bulgariens. Indiens. Islands. Liechtensteins, der tschechischen Republik, Sloweniens. Sri 
Lankas, der Schweiz und der Türkei. WTO, TRIPs-Rat, 18. September 2000. 5 S. IP/C/W/204. 
64. Stellungnahme zum TRIPs-Abkommen. Pressekonferenz, 12. Oktober 2000, Punkt 2.2. 
65. Da die Mitglieder von Zoll- oder Währungsunionen zusammen behandelt werden, bezog sich die 
Überprüfung auf die Schweiz und auf Liechtenstein. Vgl. seco, « Überprüfung der Schweizer Han-
delspolitik». Pressemitteilung, 6. Dezember 2000. Die frühere Überprüfung der Schweiz hatte 1996 
stattgefunden (vgl. JSDW 1997. S. 49-50) 
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Liberalisierung des Welthandels - als Triebkraft heraus. 6 6 Allerdings bleiben die 
Reformen in einigen stark geschützten Sektoren, vor allem in der Landwirt-
schaft, bescheiden. Eine weitergehende Liberalisierung dieser Sektoren würde 
den Wettbewerbsrahmen stärken und zu sinkenden Inlandspreisen beitragen.6 7 
• Institutioneller Rahmen 
Die Schweiz betonte in ihrer allgemeinpolitischen Erklärung den wichtigen Stel-
lenwert des multilateralen Handelssystems für eine mittelgrosse Volkswirtschaft 
und plädierte für die Eröffnung einer Verhandlungsrunde mit einem ausreichend 
breiten Programm, welches sämtliche WTO-Mitglieder zufriedenstellt.68 Die von 
der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) mit verschiedenen Ländern 
abgeschlossenen Abkommen sollen vermeiden helfen, dass infolge der Mitwir-
kung der Partner an Regionalabkommen Handelsströme umgeleitet werden. 6 9 
Wie die Mitglieder indessen betonten, müssen solche Abkommen den grundle-
genden Prinzipien der WTO genügen. Der WTO-Generaldirektor Mike Moore 
erklärte dazu, dass ein Rückfall in den Bilateralismus zu befürchten sei, falls 
merkliche Fortschritte auf multilateraler Ebene ausblieben. Gemäss der Schwei-
zerischen Depeschenagentur waren diese Äusserungen insbesondere als Warn-
signal an die Schweiz gedacht.7 0 
• Instrumente der Handelspolitik 
Das wichtigste Instrument der schweizerischen Handelspolitik bildet der Zollta-
rif, der gänzlich aus spezifischen Zöllen besteht.71 Die verschiedenen multilate-
ralen Verhandlungsrunden (zuletzt die Uruguay-Runde) führten zu einer 
beträchtlichen Zollsenkung. Der in ad valorem-Äquivalenten gemessene globale 
Zollschutz liegt gegenwärtig bei 9% (arithmetisches Mittel) des Wertes von nicht 
durch ein Freihandelsabkommen oder durch Zollpräferenzen importbegünstigen 
Produkten. 
Für bestimmte Waren gelten Nullzölle (insbesondere Erdölprodukte, die aller-
dings der inländischen Treibstoffabgabe unterliegen) oder sehr niedrige Zölle 
(Werkstoffe für die verarbeitende Industrie). Auf zum Verbrauch bestimmte 
Agrargüter, die mit schweizerischen Produkten konkurrieren, werden dagegen 
nach wie vor sehr hohe, ja prohibitive Zölle erhoben. Der WTO-Bericht erwähnt 
Zölle (ausserhalb des Kontingents) von über 400%. 7 2 Ausserdem gelten für 
bestimmte Landwirtschaftsprodukte relativ hohe konsolidierte Zölle, was der 
67. WTO, Examen des politiques commerciales. Suisse et Liechtenstein. Bericht des Sekretariats, 6. 
November 2000. S. xiii. Das Zitat befindet sich ebenfalls im Artikel «L'OMC montre du doigt la poli-
tique agricole suisse. » Le Temps, 7. Dezember 2000. 
68. WTO, Examen des politiques commerciales. Suisse et Liechtenstein. Bericht der schweizerischen 
Regierung, 6. November 2000, S. 10-12. 
69. Idem, S. 8-9. Ende 2000 hatte die EFTA bereits rund fünfzehn Freihandelsabkommen mit Ländern 
Ost- und Südosteuropas, des Mittelmeerraums und mit Mexiko abgeschlossen. Weitere Abkommen 
mit Chile, dem MERCOSUR, Kanada, Südafrika und mit asiatischen Ländern befinden sich in unter-
schiedlichen Diskussionsphasen. 
70. «Le patron de l'OMC s'inquiète des accords conclus par la Suisse. » Le Temps, 8. Dezember 2000. 
71. Spezifische Zölle werden auf der Grundlage der physischen Warenmengen berechnet (Anzahl Stücke. 
Gewicht, Masse). Die meisten Länder der Welt wenden heute ad valorem-Zölle an. 
72. WTO, Examen des politiques commerciales. Suisse et Liechtenstein. Bericht des Sekretariats, 6. 
November 2000, S. ix und 37. 
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schweizerischen Regierung einen übermässigen Handlungsspielraum einräume. 
In solchen Fällen werde die Vorhersehbarkeit des Zolltarifs durch die Möglich-
keit, die effektiven Zölle deutlich anzuheben, beeinträchtigt. Die Mitglieder 
stimmten den Empfehlungen des WTO-Sekretariats zu und appellierten an die 
Schweiz, die Zollspitzen zu senken, das Zollsystem zu vereinfachen und ad valo-
rem-Zölle einzuführen. 
• Sektorielle Handelspolitik 
Auf dem Binnenmarkt wird der Wettbewerb insbesondere im Dienstleistungs-
sektor häufig durch Monopolstellungen oder durch Ausschliesslichkeitsrechte 
eingeschränkt. Etliche Mitglieder unterstützten die Kritik des Sekretariats an den 
Lücken des schweizerischen Wettbewerbsrechtes.73 
Die schärfste Kritik betraf die Agrarpolitik. Trotz der im Jahr 1993 eingeleiteten 
Reformen, die im Rahmen der Agrarpolitik 2002 fortgesetzt werden, steht die 
Landwirtschaft nach wie vor unter hohem Schutz. So sollen in der Schweiz die 
staatlichen Stützungsmassnahmen fast drei Viertel des Bruttoerlöses der Land-
wirtschaft ausmachen - ein Anteil, der den in den OECD-Ländern verzeichneten 
Durchschnitt von 40% bei weitem übersteigt.74 Zudem betragen die Zölle im 
(arithmetischen) Mittel 34% des Wertes der Agrargüter, also fast viermal mehr 
als das erwähnte Mittel von 9%. 
Zahlreiche Mitgliedsstaaten schlossen sich im Laufe der Überprüfung den Kriti-
ken an. Die Schweiz solle zur Erreichung der legitimen nicht-kommerziellen 
Ziele ausschliesslich Instrumente einsetzen, welche keine Verzerrungen von Pro-
duktion und Handel herbeiführen.75 Botschafter Luzius Wasescha, Delegierter 
des Bundesrates für Handelsverträge, regierte auf die Kritik und erklärte unter 
anderem, dass die Schweiz im Rahmen der neuen multilateralen Verhandlungs-
runde Zugeständnisse in der Öffnung ihres Agrarmarktes machen werde ; ausser-
dem sei die Schweiz bereit, die Exportbeihilfen für Landwirtschaftsprodukte 
weiter zu senken.7 6 
Gemäss dem WTO-Bericht bewirkt die Liberalisierung stark geschützter Sekto-
ren - vor allem der Landwirtschaft - eine Stärkung des Wettbewerbs und einen 
Rückgang der Inlandspreise. Die Zahlen, die das Bundesamt für Landwirtschaft 
und das Bundesamt für Statistik kurz vor der Überprüfung der Schweiz veröf-
fentlichten, vermitteln indessen ein komplexeres Bild der Dinge. 7 7 Die Produk-
tionspreise sanken zwar gegenüber Anfang der 90er Jahre um 23%, aber nicht 
zum Nutzen der Verbraucher, welche im Gegenteil eine durchschnittliche Hausse 
von 4% hinnehmen mussten. Der Produzentenanteil an den Einzelhandelspreisen 
73. Diese Kritik deckt sich mit den Analysen, welche die OECD im Dezember 2000 in ihrem Bericht über 
die Wirtschaftslage der Schweiz veröffentlichte. «Pour l'OCDE, l'économie suisse n'est pas assez 
libérale», Le Temps, 15. Dezember 2000. 
74. WTO, Examen des politiques commerciales. Suisse et Liechtenstein. Bericht des Sekretariats, 6. 
November 2000. S. 74. Die Zahlen stammen von der OECD, Etude économique de la Suisse, Paris, 
1999. 
75. WTO, Trade Policy Review Body, Joint Trade Policy Review of Switzerland and Liechtenstein, 
Schlusserklärung des Vorsitzenden, 6. Dezember 2000, S. 1-2. 
76. «L'OMC montre du doigt la politique agricole suisse. » Le Temps, 7. Dezember 2000. 
77. Agrarbericht 2000 und Einblicke in die schweizerische Landwirtschaft, Bern, November 2000. Diese 
beiden Veröffentlichungen werden in folgendem Artikel zitiert: «L'agriculture est devenue plus 
compétitive sans que les consommateurs en profitent». Le Temps, 22. November 2000. 
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ist von 37 auf 24% geschrumpft, während die Handelsmargen sich aufgebläht 
haben. Vom Mangel an Wettbewerb, den sowohl die WTO als auch die OECD 
beklagten, profitierten hauptsächlich die Zwischenhändler. 
Diese Tatsache wurde von den Produzenten selbstverständlich wiederholt. John 
Dupraz, ein Genfer Landwirt und freisinniger Nationalrat, äusserte die Auffas-
sung, dass die schweizerische Agrarpolitik den in den multilateralen Abkommen 
von Marrakesch festgelegten Rahmen eindeutig einhalte; die Liberalisierung des 
Agrarmarktes müsse vorläufig aufs Eis gelegt werden, da die schweizerischen 
Bauern ihren Konzessionsspielraum finanziell ausgereizt hätten. Eine Pause im 
Prozess würde es ermöglichen, die Auswirkungen der Liberalisierung zu unter-
suchen und eingehender über die multifunktionale Rolle der Landwirtschaft 
nachzudenken.78 
Handelspolitischer Überprüfungsmechanismus (TPRM) 
Der TPRM (Trade related review mechanism) bildet einen Bestandteil der WTO-Übereinkommen. Ziel ist, 
die Transparenz der Handelspolitiken durch regelmässige Kontrollmassnahmen zu verbessern, eine mul-
tilaterale Bewertung der Auswirkungen der nationalen Politiken auf das globale Handelssystem vorzu-
nehmen, die Befolgung der WTO-Regeln und die Umsetzung der von den Mitgliedern eingegangenen Ver-
pflichtungen zu fördern. 
Die Überprüfung bezieht sich auf die wirtschaftliche Entwicklung vor dem globalen Hintergrund, auf den 
institutionellen Rahmen, die Instrumente der Handelspolitik und die sektorielle Handelspolitik. 
Die Bedeutung der Mitglieder für den Aussenhandel bestimmt die Häufigkeit der Überprüfung: alle zwei, 
vier oder sechs Jahre (für die am wenigsten entwickelten Länder ist auch ein längerer Abstand möglich). 
Die Überprüfung wird im Allgemeinen Rat der WTO durchgeführt, der als Handelspolitisches Überprü-
fungsorgan tagt (TPRB, Trade policy review body). 
Die Teilnehmer erhalten zwei Dokumente: einen vom WTO-Sekretariat erstellten unabhängigen Bericht 
und eine von der betreffenden Regierung eingereichte allgemeinpolitische Erklärung. Nach der Überprü-
fung veröffentliche die WTO die beiden Berichte, die Zusammenfassung der Aussprachen und die 
Schlussfolgerungen des TPRB-Vorsitzenden. 
Quellen: WTO, Un commerce ouvert sur l'avenir, 2. überarbeitete Auflage, Juli 2000, S. 37 und Informationsblatt über 
das TPRB. 
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2.7. KONFERENZ DER VEREINTEN N A T I O N E N FÜR U M W E L T 
U N D E N T W I C K L U N G (UNCTAD) 
Die zehnte UNCTAD-Tagung fand vom 1 2 . bis zum 19. Februar 2000 in Bang-
kok (Thailand) statt. Im Gegensatz zur WTO, welche die Regeln und die kon-
kreten Anwendungsbestimmungen im internationalen Handel festlegt, hat die 
UNCTAD keine zwingende Entscheidungsmacht. 
Die UNCTAD wurde im Jahr 1964 als ständiger zwischenstaatlicher Mechanis-
mus geschaffen und stellt das wichtigste UNO-Organ im Bereich Handel und 
Entwicklung dar. Sie hilft den Ländern der Dritten Welt, das sich ihnen anbie-
tende Handels-, Investitions- und Entwicklungspotenzial bestmöglich zu nutzen, 
die Probleme der Globalisierung zu bewältigen und sich zu fairen Bedingungen 
in die Weltwirtschaft zu integrieren. Die UNCTAD versammelt sich alle vier 
Jahre auf einem jeweils anderen Kontinent.79 
Die Konferenz von Bangkok wurde sorgfältig organisiert. Der Rat für Handel 
und Entwicklung der UNCTAD fungierte als Vorbereitungsausschuss. Im 
Februar 1999 genehmigte er das inhaltliche Thema für die Tagesordnung der 
Konferenz : Entwicklungsstrategien in einer zunehmend interdependenten Welt : 
Lektionen aus der Vergangenheit ziehen, um die Globalisierung als effizientes 
Instrument in den Dienst der Entwicklung aller Länder und Personen zu stellen. 
Bei der Verabschiedung des Themas stellte der Rat fest, dass die Globalisierung 
gemischte Auswirkungen zeitige und das wirtschaftliche Gefälle unter den Län-
dern nicht verringere.8 0 Daneben appellierte der UNCTAD-Generalsekretär 
Rubens Ricupero an die Frauen und Männer aus allen Ländern und aus allen 
Lebensbedingungen, sich an der Redaktion des Cahier d'espérance («Hoff-
nungskatalog») zu beteiligen.81 
Wie bei früheren Konferenzen hatten sich die Entwicklungsländer im Vorfeld der 
Tagung zur Harmonisierung ihrer Positionen in verschiedenen Regionen auf 
Ministerebene versammelt. Im September 1999 organisierten sie das Minister-
treffen der Gruppe der 77 (133 Entwicklungsländer) und Chinas in Marrakesch 
(Marokko). Auch die Industrieländer bereiteten ihre Standpunkte vor. Die 
Europäische Union hatte ihre Leitlinien im Oktober 1999 verabschiedet. Im 
Januar 2 0 0 0 gab das seco die Ziele der schweizerischen Beteiligung bekannt: 
« In Bangkok wird sich die Schweiz dafür einsetzen, dass die UNCTAD X ein 
für alle Handels-, Investitions- und Entwicklungsfragen offenes Forum bleibt. 
Die Integration der Entwicklungs- und Transitionsländer muss weiterhin ein 
Hauptanliegen der Konferenz sein. In Zukunft müssen jedoch die ... Tätigkeiten 
... den in der WTO geführten Diskussionen und den Vorgaben zur nachhaltigen 
Entwicklung gebührend Rechnung tragen. Die Schweiz wird ausserdem Wert 
79. UNCTAD, Un partenariat pour la croissance et le développement. Genf, UNCTAD, Service des rela-
tions extérieures, 1998, S. 1. Zum Zeitpunkt der zehnten Tagung zählte die UNCTAD 190 Mitglied-
staaten. Ihre Beamten (rund 400) gehören zum UNO-Sekretariat. Der Jahresbetriebshaushalt beträgt 
50 Millionen Dollar. Die auf 24 Millionen Dollar bezifferten Aktivitäten der technischen Zusammen-
arbeit werden aus Sondermitteln finanziert. 
80. « Point culminant du processus préparatoire intergouvernemental ». Genf, UNCTAD, Communiqué de 
presse. 14. Januar 2000, S. 2. 
81. Dabei konnte jedermann der UNCTAD per E-mail, Fax oder per Post einen kurzen Text übermitteln. 
Ricupero R., «Après les Cahiers de doléances, écrivons les Cahiers d'espérance», Le Temps, 24. 
November 1999. 
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legen auf grössere Transparenz und eine Verbesserung der Informationspoli-
tik... ». 8 2 
Zur zehnten Tagung in Bangkok versammelten sich rund 3000 Teilnehmer: 
Minister und hochrangige Beamte, Vertreter von zwischenstaatlichen und Nicht-
Regierungsorganisationen, weitere Bereiche der Zivilgesellschaft (vor allem 
Universitäten und private Kreise). Während die Entwicklungsländer in vielen 
Fällen durch Staatschefs vertreten waren, sprach die niedrige Teilnahmeebene 
der reichen Länder von ihrem nur sehr massigen Interesse an der Konferenz.83 
Die Konferenz verabschiedete die Erklärung von Bangkok für einen globalen 
Dialog und ein dynamisches Engagement.84 Der UNCTAD-Generalsekretär hatte 
den Textentwurf auf der Basis von Vorschlägen verfasst, welche von den Mit-
gliedsstaaten - darunter der Gruppe der 77 - vor der Tagung unterbreitet worden 
waren und welche der Rat für Handel und Entwicklung erörtert hatte. Ausserdem 
wurde noch in Bangkok eingehend darüber verhandelt. Im ersten Teil der 
Erklärung mit dem Titel «Hintergrund» wird anerkannt, dass die Globalisierung 
den allgemeinen Wohlstand gemehrt und neue Chancen erschlossen habe; 
gleichzeitig hätten sich auch die Asymmetrie und das Ungleichgewicht der Welt-
wirtschaft verschärft. Die Anzahl der armen Menschen habe zugenommen. Unter 
der Überschrift «Neuanfang» wiederholt die Konferenz die Forderungen des 
Südens und skizziert verschiedene Leitlinien: die Kohärenz der Politiken auf 
nationaler und internationaler Ebene steigern ; die EntScheidungsprozesse in den 
multilateralen Wirtschaftsorganisationen fairer und demokratischer gestalten; 
die Entwicklungsdimension in der Marktliberalisierung verstärkt berücksichti-
gen; die besondere und differenzierte Behandlung der Entwicklungsländer wei-
ter ausbauen. Schliesslich wird in der Erklärung unter dem Titel Offener Dialog 
und volles Engagement betont, dass die UNCTAD die wichtigste Einrichtung des 
UN-Systems für die integrierte Behandlung der Entwicklung und der damit eng 
verbundenen Fragen in den Bereichen Handel, Finanzierung, Investition, Tech-
nologie und nachhaltige Entwicklung darstelle. Gemäss der Schlussfolgerung 
der Erklärung hat die Konferenz praktische und konstruktive Lösungen vorge-
schlagen, welche das Ungleichgewicht beheben, die Armut mildern, die Umwelt 
schützen und ein gerechteres globales System schaffen sollen. 
Der Aktionsplan85 von Bangkok orientiert sich weitgehend am Vorschlag der 
Gruppe der 77 vom September 1999 in Bangkok, weist jedoch einen gemässig-
teren Tenor auf. Der rund vierzig Seiten starke Text umfasst zwei Kapitel. Das 
erste untersucht die Auswirkungen der Globalisierung auf die Entwicklung sowie 
die internationalen Grossinitiativen (Uruguay-Runde, Unterstützung der LDCs 
und Afrikas, Schuldenerleichterung usw.) und schlägt Massnahmen zur besseren 
Einbindung der Entwicklungsländer in die Weltwirtschaft vor. Im zweiten Kapi-
tel wird das Arbeitsprogramm der UNCTAD in den folgenden Bereichen defi-
niert: Globalisierung, Investitionen und Technologietransfer, internationaler 
82. « Beteiligung der Schweiz an der zehnten Welt-Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten 
Nationen (UNCTAD X)». Bern, seco, Pressemitteilung, 19. Januar 2000. 
83. «UNCTAD: Les pays pauvres font entendre leur voix à Bangkok», L'AGEFI, 15. Februar 2000. 
84. UNCTAD. Rapport de la Conférence des Nations Unies sur le commerce et le développement sur sa 
dixième session tenue à Bangkok (Thaïlande) du 12 au 19 février 2000. Genf, Vereinte Nationen, 21. 
September 2000, S. 6-9. 
85. Idem, S. 10-53 
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Handel, Entwicklungsdienstleistungs-Infrastruktur und Handelseffizienz, am 
wenigsten entwickelte Länder und technische Zusammenarbeit. 
Die Schweizer Delegation für die Konferenz wurde von Staatssekretär und seco-
Direktor David Syz angeführt.86 Nach dem Scheitern von Seattle zog sie eine 
verhalten positive Bilanz zur UNCTAD X. Nach Auffassung der Schweizer 
Delegation hat die Konferenz Klarheit geschaffen und die Dialogbereitschaft 
wieder hergestellt. Die Schweiz begrüsst insbesondere die folgenden Punkte der 
Erklärung von Bangkok: den allgemeinen Willen zur Integration in das globale 
System, die einhellige Befürwortung von spezifischen Massnahmen zu Gunsten 
der Entwicklungsländer, besonders der am wenigsten entwickelten Länder, die 
Bemühungen um bessere Kohärenz der Politiken und die Koordinierung der 
multilateralen Aktionen. Allerdings hatte die Schweizer Delegation von der Kon-
ferenz effizientere Anschlussmassnahmen an das UNCTAD-Arbeitsprogramm 
erhofft. 
86. «Beteiligung der Schweiz an der zehnten Welt-Handels- und Entwicklungskonferenz der Vereinten 
Nationen (UNCTAD X)». Bern, seco, Pressemitteilung, 19. Januar 2000. 
«La Suisse s'engagera contre la corruption à Bangkok», Le Courrier/La Liberté, 10. Februar 2000. 
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